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Bundesanstalt fiir Verwaltungsdienstleistungen (BAV)
SchloRplatz 9 - 26603 Aurich

Antragsteller/in Antragsdaten

Name; Vorname / Firma FérdermalRnahme (von BAV auszufiillen)

Zuwendung an Kommunen und Landkreise
zur Foérderung der Stadtischen Logistik

StraRRe, Hausnummer Férderbereich (von BAV auszufiillen)

PLZ, Ort

Forderrichtlinie Stadtische Logistik

| |
easy-Online-Kennung

Erkldarung der/des Antragstellerin/s zum Antrag mit der easy-Online-Kennung |

auf Gewidhrung einer Zuwendung.
Zu meinem/unserem Antrag erklire/n ich/wir:
Mir/Uns ist die Strafbarkeit eines Subventionsbetruges nach § 264 des Strafgesetzbuches bekannt.

Ich/Wir habe/n davon Kenntnis genommen, dass die in der Mitteilung gemaf § 2
Subventionsgesetz aufgefiihrten Tatsachen subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264
des Strafgesetzbuches sind.

Ferner ist mir/uns bekannt, dass ich/wir verpflichtet bin/sind, Ihnen alle Anderungen der
aufgefiihrten Tatsachen unverziiglich mitzuteilen. Derartige Anderungen sind gegenwirtig nicht
gegeben.

Von den besonderen Offenbarungspflichten geméif § 3 Subventionsgesetz habe(n) ich/wir
Kenntnis genommen.

Folgende erlduternden Anlagen habe/n ich/wir erhalten:

- Mitteilung geméif? § 2 Subventionsgesetz tiber die subventionserheblichen Tatsachen
- Auszug aus dem Strafgesetzbuch - § 264 Subventionsbetrug

- Auszugaus dem Subventionsgesetz - §§ 3 - 5

Ort, Datum

rechtsverbindliche Unterschrift(en)Bevollmachtigte(r)

Name(n), Vorname(n)
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Mitteilung gemaf § 2 Subventionsgesetz iiber die subventionserheblichen
Tatsachen zum Férderprogramm ,,Stadtische Logistik*

Gemifl § 2 des Subventionsgesetzes (SubvG)! bezeichnet die Bundesanstalt fir
Verwaltungsdienstleistungen (BAV) als fiir die Richtlinie des Bundesministeriums fiir
Verkehr und digitale Infrastruktur zur Forderung der stddtischen Logistik im
Zusammenhang mit dem ersten Foérderaufruf zu dieser Richtlinie zustindige
Bewilligungsbehorde folgende Tatsachen als subventionserheblich im Sinne des
Subventionsgesetzes in Verbindung mit den Verwaltungsvorschriften (VV) Nrn. 3.4.1 bis
3.4.3 zu § 44 Bundeshaushaltsordnung (BHO):

Falsche Angaben in Bezug auf subventionserhebliche Tatsachen kénnen gemif} § 264
Strafgesetzbuch (StGB)? strafrechtliche Konsequenzen fir Antragsteller und
Zuwendungsempfinger haben. Subventionserheblich im Sinne des § 264 StGB sind die
nachfolgend aufgefiihrten Tatsachen, zu denen in Threm Foérderantrag, in Zwischen-
oder Verwendungsnachweisen konkrete Angaben enthalten sein miissen:

1 Alle Tatsachen, die fiir die Gewidhrung der beantragten Zuwendung
erheblich sind. Hierunter fallen:

a. Tatsiachliche Angaben in Bezug auf

e die Hohe der beantragten Férdersumme;

e die Hohe der dargestellten Gesamtkosten/Gesamtausgaben;
e die Materialkosten (Art und Menge);

e den beantragten Férderzeitraum;

e die Benennung von Bevollméichtigten;

e Angaben zum Finanzierungsplan;

e die Frage, ob das Vorhaben bereits begonnen wurde.

b. Vorhabenspezifisch gemachte Angaben zum Zuwendungszweck in Bezug auf

e tatsichlich realisierte/zu realisierende Vorhaben;

e die zu erwartenden und tatsichlich eingetretenen positiven Effekte der
Mafinahmen;

e Existenz, Identitit, und Umsetzung der geférderten Mafnahmen;

e den Zeitpunkt der lingerfristigen oder endgiltigen Aufderbetriebsetzung einer im
Sinne der Richtlinie geférderten Mafinahme;

e die Erfiillung der im Bescheid gemachten Auflagen sowie der Auflagen aus den
fur Sie geltenden Nebenbestimmungen (ANBest-P bzw. ANBest-Gk), davon
insbesondere hinsichtlich

e sonstige Angaben, von denen nach Verwaltungsverfahrensrecht (§§ 48, 49, 49a
VwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften die Erstattung der Zuwendung
abhingig ist;

e Tatsachen zur Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit der
Zuwendung, die fir Weitergewdhrung, Inanspruchnahme, Belassen oder

1 Gesetz gegen miftbrauchliche Inanspruchnahme von Subventionen vom 29. Juli 1976 (BGBI. I S. 2037), verkiindet als Art. 2 Erstes Gesetz zur
Bekdmpfung der Wirtschaftskriminalitit (1. WiKG) vom 29. Juli. 1976 (BGBL. I S. 2034).

2 In der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBL. I S. 3322), zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes zur Umsetzung der RL (EU)
2017/1371 vom 19. Juni 2019 (BGBI. I S. 844).
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Rickforderung der Zuwendung von Bedeutung sind. Hierunter fallen alle
Tatsachen, die der BAV bei der Durchfiihrung des Fordervorhabens nach den
Bestimmungen des Zuwendungsbescheids nebst seiner Anlagen mitzuteilen sind
oder fiir deren Vorliegen der Antragsteller Erklirungen abzugeben hat,
einschlieflich entsprechende Belege und Rechnungen;

das Vorliegen einer anderweitigen staatlichen Forderung hinsichtlich der
Finanzierung der im Antrag erwdhnten Mafnahmen.

Antragstellerbezogene Angaben in Bezug auf

die Eigenschaft des Antragstellers einer Gebietskorperschaft;
den Namen des Zahlungsempfingers;
die Bankverbindung des Zahlungsempfingers;
die ausfiithrende Stelle;
Angabe, ob und wenn ja, dass hinsichtlich Lieferungen und sonstiger Leistungen
Dritter der/die Antragsteller(in) fiir das Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach § 15
UStG

0 nicht,

o0 teilweise oder

o0 vollstindig berechtigt ist;
die Mitteilung, dass Umsatzsteuer in den Einzelpositionen der
Gesamtvorkalkulation

0 nicht oder

0 nur anteilig veranschlagt ist;
die Bestitigung, dass die in der Gesamtvorkalkulation veranschlagten Eigenmittel
selbst aufgebracht werden kénnen, auch unter Berticksichtigung aller sonstigen
kumulierten finanziellen Verpflichtungen wihrend der Laufzeit des Vorhabens
(z. B. Eigenmittel, die fiir alle anderen aus offentlichen Haushalten geforderten
Vorhaben aufzubringen sind).
die Bestdtigung, dass die im Antrag enthaltenen personenbezogenen Daten von
Beschiftigten des/der Antragstellers/in oder sonstigen natiirlichen Personen vom
Antragsteller erhoben und weitergegeben werden durften und dass diese
Person(en) entsprechend den Datenschutzhinweisen informiert wurde(n):
ggf. vorausgegangene Zuwendungen aus dem Geschéftsbereich des BMVI,
insbesondere zu der Frage, ob

0 diese Vorhaben ordnungsgemif? abgewickelt und entsprechende

Verwendungsnachweise erbracht wurden sowie

0 der Verwertungspflicht Folge geleistet wurde;
das Vorliegen eines Verstofles gegen die Verpflichtung, eine unrechtmiflige
Beihilfe zuriickzuzahlen.

d.

Angaben im Rahmen der Verwendungsnachweispriifung

Hierunter fallen diejenigen Tatsachen, die der BAV bei und nach der Durchfiihrung des
Fordervorhabens nach den Bestimmungen des Zuwendungsbescheides nebst Anlagen
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und der fiir Sie geltenden Nebenbestimmungen (ANBest-Gk) mitzuteilen sind. Dazu
gehoren tatsachliche Angaben

e in Zwischenberichten, Schlussberichten, Veroffentlichungen, Halbjahres-
berichten,

e inrechnerischen Nachweisen und deren Anlagen,

e in Listen beziiglich Auftragsvergaben,

e bzgl. der Aufschliisselung einzelner Vorkalkulations- bzw. Finanzierungsplan-
positionen,

e in Beleglisten, Belegen, Schlussrechnungen, Schlussniederschriften und
Inventarisierungslisten,

e in Anderungsantrigen, Aufstockungsantrigen,

e zur Weitergabe von Informationen und Vorhabenergebnissen,

e in Zahlungsanforderungen, Mittelabrufen und Kostennachweisen,

e bzgl. der Ermifigung der Gesamtkosten oder Anderungen der Finanzierungs-
anteile,

e zuden Verwendungszweck betreffende Anderungen bzw. Abweichungen,

e zur Zielerreichung durch Dritte und zur Unmoglichkeit der Erreichung des
Zuwendungszweckes,

e zur zweckentsprechenden Verwendung der Zuwendung (im Zwischen- und im
Verwendungsnachweis),

e im Zwischen- und im Verwendungsnachweis zur Art und Weise der Verwendung
eines aus der Zuwendung beschafften Gegenstandes,

e zur Zusammenarbeit mit anderen Stellen,

e zur wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung der Mittel sowie

e zur Durchfiihrung eines Vergabeverfahrens.

2. Scheingeschifte, Missbrauch von Gestaltungsmoglichkeiten
Subventionserhebliche Tatsachen sind schlieflich solche, die durch Scheingeschifte
oder Scheinhandlungen verdeckt werden, sowie Rechtsgeschéfte oder Handlungen unter
Missbrauch von Gestaltungsmoglichkeiten im Zusammenhang mit einer beantragten
Zuwendung. Dies ist anzunehmen, wenn die formlichen Voraussetzungen der
Zuwendung in einer dem Zuwendungszweck widersprechenden Weise kiinstlich
geschaffen werden (vgl. § 4 SubvG).

3. Nachtragliche Erklarung zu subventionserheblichen Tatsachen

Ergeben sich aus den Angaben des Antragstellers, den eingereichten Unterlagen oder
sonstigen Umstdnden Zweifel, ob die beantragte oder in Anspruch genommene
Zuwendung mit dem Zuwendungszweck oder den Zuwendungsvoraussetzungen im
Einklang steht, so hat die BAV dem Zuwendungsempfinger die Tatsachen, deren
Aufklarung zur Beseitigung der Zweifel notwendig erscheint, nachtraglich als
subventionserheblich im Sinne des § 264 StGB zu bezeichnen (§ 2 Abs. 2 SubvG).


https://www.jurion.de/gesetze/stgb-1/264/?from=1%3A165836%2C40%2C20180613
https://www.jurion.de/gesetze/subvg/2/?from=1%3A165836%2C40%2C20180613
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4. Auszug aus dem Strafgesetzbuch
»§ 264 Subventionsbetrug

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu funf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. einer fiir die Bewilligung einer Subvention zustdndigen Behorde oder einer anderen in
das Subventionsverfahren

eingeschalteten Stelle oder Person (Subventionsgeber) tiber subventionserhebliche
Tatsachen fiir sich oder einen anderen unrichtige oder unvollstindige Angaben macht,
die fiir ihn oder den anderen vorteilhaft sind,

2. einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch
Rechtsvorschriften oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention
beschrankt ist, entgegen der Verwendungsbeschrinkung verwendet,

3. den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften iber die Subventionsvergabe
tiber subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis lasst oder

4. in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder unvollstindige Angaben
erlangte Bescheinigung tiber eine Subventionsberechtigung oder iiber subventions-
erhebliche Tatsachen gebraucht.

(2) In besonders schweren Fillen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu
zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Téter

1. aus grobem Eigennutz oder unter Verwendung nachgemachter oder verfédlschter
Belege fiir sich oder einen anderen eine nicht gerechtfertigte Subvention grofien
Ausmafles erlangt,

2. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtstrager oder Europdischer Amtstriger
missbraucht oder

3. die Mithilfe eines Amtstragers oder Europdischen Amtstriagers ausnutzt, der seine
Befugnisse oder seine Stellung missbraucht.

(3) § 263 Abs. 5 gilt entsprechend.

(4) In den Fillen des Absatzes 1 Nummer 2 ist der Versuch strafbar.

(5) Wer in den Fillen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 leichtfertig handelt, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(6) Nach den Absitzen 1 und 5 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, dass
aufgrund der Tat die Subvention gewahrt wird. Wird die Subvention ohne Zutun des
Taters nicht gewdhrt, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemiiht,
das Gewiahren der Subvention zu verhindern.

(7) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen einer Straftat nach den
Absitzen 1 bis 3 kann das Gericht die Fihigkeit, 6ffentliche Amter zu bekleiden, und die
Fahigkeit, Rechte aus offentlichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 45 Abs. 2).
Gegenstdande, auf die sich die Tat bezieht, kdnnen eingezogen werden; § 74a ist
anzuwenden.

(8) Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist
1. eine Leistung aus oOffentlichen Mitteln nach Bundes- oder Landesrecht an Betriebe
oder Unternehmen, die wenigstens zum Teil
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a) ohne marktméifige Gegenleistung gewahrt wird und

b) der Forderung der Wirtschaft dienen soll;

2. eine Leistung aus 6ffentlichen Mitteln nach dem Recht der Europdischen Union, die
wenigstens zum Teil ohne marktméflige Gegenleistung gewahrt wird.

Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 ist auch das offentliche
Unternehmen.

(9) Subventionserheblich im Sinne des Absatzes 1 sind Tatsachen,

1. die durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes von dem Subventionsgeber als
subventionserheblich bezeichnet sind oder

2. von denen die Bewilligung, Gewdhrung, Riickforderung, Weitergewdhrung oder das
Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils gesetzlich oder nach dem
Subventionsvertrag abhingig ist.”

5. Auszug aus dem Subventionsgesetz
,§ 3 Offenbarungspflicht bei der Inanspruchnahme von Subventionen

(1) Der Subventionsnehmer ist verpflichtet, dem Subventionsgeber unverziiglich alle
Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, Gewdhrung, Weitergewdhrung,
Inanspruchnahme oder dem Belassen der Subvention oder des Subventionsvorteils
entgegenstehen oder fir die Rickforderung der Subvention oder des
Subventionsvorteils erheblich sind. Besonders bestehende Pflichten zur Offenbarung
bleiben unbertihrt.

(2) Wer einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Gesetz oder
durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention beschrinkt ist, entgegen
der Verwendungsbeschrinkung verwenden will, hat dies rechtzeitig vorher dem
Subventionsgeber anzuzeigen.

§ 4 Scheingeschifte, Missbrauch von Gestaltungsmoglichkeiten

(1) Scheingeschifte und Scheinhandlungen sind fiir die Bewilligung, Gewiahrung,
Rickforderung und Weitergewahrung oder das Belassen einer Subvention oder eines
Subventionsvorteils unerheblich. Wird durch ein Scheingeschift oder eine
Scheinhandlung ein anderer Sachverhalt verdeckt, so ist der verdeckte Sachverhalt fir
die Bewilligung, Gewdhrung, Riickforderung, Weitergewdhrung oder das Belassen der
Subvention oder des Subventionsvorteils maf3gebend.

(2) Die Bewilligung oder Gewahrung einer Subvention oder eines Subventionsvorteils ist
ausgeschlossen, wenn im Zusammenhang mit einer beantragten Subvention ein
Rechtsgeschift oder eine Handlung unter Missbrauch von Gestaltungsmoglichkeiten
vorgenommen wird. Ein Missbrauch liegt vor, wenn jemand eine den gegebenen
Tatsachen und Verhiltnissen unangemessene Gestaltungsmoglichkeit benutzt, um eine
Subvention oder einen Subventionsvorteil fiir sich oder einen anderen in Anspruch zu
nehmen oder zu nutzen, obwohl dies dem Subventionszweck widerspricht. Dies ist
namentlich dann anzunehmen, wenn die férmlichen Voraussetzungen einer Subvention
oder eines Subventionsvorteils in einer dem Subventionszweck widersprechenden Weise
kinstlich geschaffen werden.
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§ 5 Herausgabe von Subventionsvorteilen

(1) Wer einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Gesetz oder
durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention beschrinkt ist, entgegen
der Verwendungsbeschrinkung verwendet und dadurch einen Vorteil erlangt, hat diesen
dem Subventionsgeber herauszugeben.

(2) Fir den Umfang der Herausgabe gelten die Vorschriften des Birgerlichen
Gesetzbuches tiber die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung entsprechend.
Auf den Wegfall der Bereicherung kann sich der Herausgabepflichtige nicht berufen,
soweit er die Verwendungsbeschrankung kannte oder infolge grober Fahrldssigkeit nicht
kannte.

(3) Besonders bestehende Verpflichtungen zur Herausgabe bleiben unberiihrt.”



	Erklaerung_und_Belehrung_Subventionserhebliche_Tatsachen
	20190327_Vorlage_Erklärung_Subv_Tatsachen_FM

	Erklaerung_und_Belehrung_Subventionserhebliche_Tatsachen (2)

	Name Vorname  Firma: 
	Straße Hausnummer: 
	PLZ Ort: 
	Fördermaßnahme von BAV auszufüllen: Zuwendung an Kommunen und Landkreise zur Förderung der Städtischen Logistik
	easyOnlineKennung: 
	Ort Datum: 
	Namen Vornamen: 


